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S c h w e r p u n k t P a r t i z i p a t i o n  u n d  U n t e r n e h m e n

D� Von Volkmar Lübke 
ie häufigsten Ursachen für Verbraucher-
probleme und -beschwerden sind Konflikte 

aufgrund des Verhaltens der Anbieter von Waren 
und Dienstleistungen. Verbraucherorganisationen 
positionieren sich in diesen Fällen entsprechend 
ihrer Rolle als Interessenvertreterinnen der betrof-
fenen Verbraucher grundsätzlich konträr zu den 
beteiligten Anbietern. Doch haben es sich Verbrau-
cherorganisationen längst abgewöhnt, das Verhält-
nis zur Anbieterseite nur als „kämpferisches Gegen-
einander“ zu definieren. Die Palette der Arbeitsin-
strumente, die zur Minderung der Unterlegenheit 
von Verbrauchern im Marktgeschehen eingesetzt 
werden können, reicht heute von Musterprozessen 
über Abmahnverfahren, vergleichende Produkt- 
und Unternehmensbewertungen, Gegeninformati-
onen und Dialogen bis zu den unterschiedlichsten 
Kooperationsformen mit Anbietern.

 Ende des kalten Krieges
Im Rahmen der Karrieren von Leitbildern wie 
dem ökologischen oder nachhaltigen Konsum hat 
sich bei Verbraucherschützern besonders eine 
Erkenntnis durchgesetzt: Es reicht nicht aus, mit 
kritischen Interventionen gegen problematisches 
Anbieterverhalten vorzugehen, wenn nicht gleich-
zeitig Marktpotenziale für positive Alternativen 
entwickelt und gefördert werden. Der damalige 
Bundesvorsitzende der von Mitgliedern getra-
genen Verbraucher Initiative, Gerd Billen, verkün-
dete im Jahr 1991 programmatisch: „Die Zeit des 
kalten Krieges zwischen Bürgerinitiativen und 
Verbrauchergruppen auf der einen, den Unter-
nehmen auf der anderen Seite ist vorbei“. In der 
Folge wurden auch Projekte durchgeführt, die 
dieser neuen Linie entsprachen, allerdings zum 
Teil auch Konflikte mit Mitgliedern auslösten und 
sogar zu einzelnen Austritten aus dem Verband 

führten. So entsprach zum Beispiel die Unterstüt-
zung des Projektes „TransFair-Kaffee“ nicht den 
fundamentalistischen Einstellungen einiger ent-
wicklungspolitischer Verbände. 
Der damalige Dachverband der öffentlich finan-
zierten Verbraucher Zentralen (AGV) beschloss 
noch im Januar 1992 ein Grundsatzpapier, das 
sogar Dialoge mit der Anbieterseite als eine „Ko-
operationsform“ behandelte und davor warnte, 
dass die „öffentliche Glaubwürdigkeit der Ver-
braucherorganisationen untergraben“ werden 
könnte, wenn Dialoge auf eine „unternehmenso-
rientierte Steuerung verbraucherpolitischer Kon-
flikte hinauslaufen“ sollten. In der Zwischenzeit 
ist es allerdings auch bei Verbraucher Zentralen 
zu den unterschiedlichsten Kooperationsformen 
gekommen – vor allem mit Unternehmen, in de-
nen der Staat noch Eigentumsanteile hat.
Das Hauptrisiko für Verbraucherorganisationen, 
die mit Anbietern kooperieren besteht in einem 
möglichen Verlust ihrer Unabhängigkeit, faktisch 
oder auch „nur“ in der öffentlichen Wahrneh-
mung, und damit ihrer Glaubwürdigkeit – die ihr 
wichtigstes „Kapital“ darstellt. Darüber hinaus ist 
ein relevantes „juristisches Restrisiko“ nicht zu 
übersehen. So könnte sich bei einem Konflikt mit 
einem Anbieter aus der gleichen Branche wie der, 
mit dem kooperiert wird, die Tatsache der Zu-
sammenarbeit mit einem Wettbewerber als juri-
stisch nachteilig herausstellen.
Neben dem oben beschriebenen und verbraucher-
politisch gut begründbaren Paradigmenwechsel 
beim Umgang mit der Anbieterseite gibt es auch 
Wirkungszusammenhänge, die im Hinblick auf die 
Zukunft der Verbraucherarbeit bedenklicher stim-
men. In den letzten Jahrzehnten hat die Mittel-
knappheit der öffentlichen Hand und der Rückzug 
des Bundes aus der Finanzierung der Verbraucher-
arbeit der Länder zu existenzbedrohenden Einnah-

merückgängen der staatlich finanzierten Verbrau-
cher Zentralen in den Bundesländern geführt. 
Insbesondere in den letzten drei Jahren häuften 
sich dort deshalb Schließungen von Beratungsstel-
len und Entlassungen von Mitarbeitern. Die Ein-
nahmeverluste haben die meisten Verbraucher 
Zentralen trotz aller Anstrengungen nicht wettma-
chen können. In dieser ökonomischen Zwangslage 
werden Kooperationen mit der Anbieterseite zu-
nehmend auch als Möglichkeit zur Entlastung der 
angespannten Haushaltssituation gesehen. 

 �Unternehmenszuwendungen  
steigen

Bereits im Jahr 1994 ging die Verbraucher-Zentrale 
Hamburg als erste dazu über, als Finanzierungs-
quelle auch Zuwendungen von Unternehmen zu 
akzeptieren. Dies geschah allerdings unter drei Vo-
raussetzungen: Bedingungsfreiheit und insbesonde-
re keine Akzeptanz von Sponsoring, keine Werbung 
mit der Spende durch die Unternehmen sowie 
Transparenz in Form von rückhaltloser Veröffentli-
chung im eigenen Jahresbericht. Inzwischen be-
treibt die Verbraucher-Zentrale Hamburg die Akqui-
sition zusätzlicher Mittel über einen eigenen Förder-
verein sehr erfolgreich. Der Jahresbericht für das 
Jahr 1994 wies erstmals freiwillige Beiträge von Un-
ternehmen der anbietenden Wirtschaft nach, die 
insgesamt circa einem Prozent der Eigeneinnahmen 
ausmachten. Für das Jahr 1998 wurde der entspre-
chende Anteil bereits mit fünf Prozent beziffert.
Auch Verbraucher Zentralen anderer Bundeslän-
der sehen inzwischen in der Akquisition von Mit-
teln der Anbieterseite eine letzte Möglichkeit, ihre 
Einnahmesituation zu verbessern. Es ist unüber-
sehbar, dass viele Bundesländer sich aus der öf-
fentlichen Finanzierung der Verbraucherarbeit 
auf der Basis des Subsidiaritätsprinzips Schritt für 
Schritt herausziehen möchten. Ob das Verhältnis 
zwischen Verbraucher Zentralen und Unterneh-
men in dieser Situation weiterhin als die er-
wünschte „symmetrische Beziehung“ unter gleich 
starken und konfliktfähigen Marktpartnern entwi-
ckelt werden kann, muss bezweifelt werden.

Zur Zusammenarbeit von Verbraucherorganisationen mit Unternehmen

Mesalliance unter Ungleichen
Auch Verbraucherorganisationen arbeiten mit Unternehmen zusammen. Sie 
partizipieren bei umweltfreundlicher oder ethisch motivierter Produktentwick-
lung und versuchen vor der Vermarktung neuer Produkte Konsumenteninteres-
sen durch verschiedene Dialogformen zu wahren. Das Verhältnis zwischen Fir-
men und Verbraucherschützern ist jedoch nicht unstrittig. Besonders die zuneh-
mende finanzielle Unterstützung von Verbraucherorganisationen durch Firmen 
als Folge der staatlichen Förderungskürzung birgt weiteren Konfliktstoff.
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